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InhaltEditorial

In dieser Ausgabe des Spinnrads haben wir nicht 
ganz so viele Bilder wie üblicher Weise unterge-
bracht. Nicht, weil es sie nicht gegeben hätte, 
sondern weil es so viel zu erzählen gibt, dass wir 
schweren Herzens dieses Mal den Text priorisiert 
haben.

Im ersten Teil findet ihr Beiträge zu Neutralität, 
NATO und Sicherheitspolitik. Sie greifen den 
Schwerpunkt Friedenspolitik und das Umdenken 
in der Auseinandersetzung damit, was „Sicher-
heit“ bedeutet, auf - Themen, die für uns im Ver-
söhnungsbund in unserer Arbeit Jahr für Jahr 
präsenter werden.

Das zweite Schwerpunktthema sind jene Kriege 
und Krisen, über die in der Öffentlichkeit meist 
weniger berichtet wird. Wir wollten ihnen hier 
darum besonders viel Raum geben. Es ist wichtig, 
Platz für die Analyse der Konflikte zu haben, aber 
darüber hinaus auch vom Einsatz für gewaltfreie 
Lösungsansätze und zivilen Widerstand erzählen 
zu können, von Menschen und Initiativen, die ge-
gen Unrecht und Gewalt aufstehen.

Für viele der Artikel konnten wir Aktivist*innen 
aus den Zweigen und Gruppen des International 
Fellowship of Reconciliation (Int. Versöhnungs-
bund) gewinnen, die sich in ihren Kontexten ge-
waltfrei engagieren und von konkreten Heraus-
forderungen und ihrer Arbeit berichten. Wir dan-
ken unseren internationalen Kolleginnen und Kol-
legen für diese Mitarbeit und hoffen, mit diesem 
Spinnrad ihre Arbeit ein bisschen mittragen und 
von ihnen lernen zu können.
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Die Neutralität 

• schützt Österreich und seine 
Einwohner*innen

• ist obsolet
• muss militärisch abgesichert 

werden
• ist wie Lipizzaner und Mozart-

kugeln passé
• existiert gar nicht mehr
• gehört zur Identität der Öster-

reicher*innen
• steht nicht zur Diskussion
• ist für Feiglinge und Trittbrett-

fahrer*innen
• wurde wie eine Salami scheib-

chenweise entsorgt…

Diese und noch viel mehr 
Aussagen wurden im Rah-
men der ständigen Diskussi-

onen um die Neutralität getätigt. 
Völkerrechtliche Grundlagen und 
empirische Studien liegen diesen 
Diskussionen kaum zugrunde. Be-
sonders ins Auge stechen Aussa-
gen wie jene von Minna Alander, 

immerhin wissenschaftliche Mitar-
beiterin mit Schwerpunkt Sicher-
heitspolitik am Finnischen Institut 
für Internationale Angelegenheiten 
in Helsinki: „Neutralität liegt inso-
fern im Auge des Betrachters, als 
dass die in Friedenszeiten edel klin-
gende Idee doch letztlich bedeuten 
kann, auf der falschen Seite der 
Geschichte zu landen, wenn tat-
sächlich in der Nachbarschaft ein 
Krieg ausbricht. So muss jedes 
noch verbleibende neutrale Land in 
Europa wie die Schweiz ehrlich in 
sich gehen und fragen, wem seine 
Neutralität nützt.“(1)

Neutralität ist weder eine „edle 
Idee“ noch für Friedenszeiten ge-
dacht – im Gegenteil: Neutralität ist 
ein völkerrechtliches Konzept/In-
strument für Zeiten des Krieges. 
Oder anders gesagt: Im unwahr-
scheinlichen Fall, dass sich eines 
Tages alle Staaten an das in der 
UNO-Charta festgeschriebene Ge-
waltverbot halten, dann – und erst 
dann – wird Neutralität überflüssig. 

Gehen wir also in uns und schauen 
uns an, wem Neutralität nützt. Neu-

tralität ist keine Erfindung unserer 
Zeit, die ältesten bekannten Überle-
gungen dazu sind 2500 Jahre alt. 
Man findet sie beim griechischen 
Historiker Thukydides oder beim in-
dischen Historiker Kautilya (Cha-
nakya). Man kann davon ausgehen, 
dass sich damals Neutralität in be-
stimmten Kriegskonstellationen als 
günstig und nützlich für Stadtstaa-
ten oder Fürstentümer/Königreiche 
erwies. Erste formale Übereinkünf-
te bezüglich Neutralität entstanden 
bereits um das Jahr 1200 bzw. um 
1300, wo es v.a. bei Seekriegen im 
Mittelmeer für nicht beteiligte Staa-
ten wichtig war, den Seehandel auf-
recht zu erhalten.(2) Allerdings wa-
ren diese Abkommen noch nicht 
ausreichend definiert, da das Kon-
zept der Neutralität noch in Ent-
wicklung war, daher boten sie auch 
nur einen begrenzten Schutz für 
nicht kriegsführende Schiffe. Kodi-
fiziert wurde Neutralität aber erst 
als Teil des Völkergewohnheits-
rechts in den Haager Konventionen 
von  1899 und 1907, wo Rechte und 
Pflichten neutraler Staaten festge-
schrieben wurden.  
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Neutralität beinhaltet drei Eckpfei-
ler: Die Nicht-Teilnahme an Krie-
gen, die nicht das eigene Staatsge-
biet betreffen, keine Mitgliedschaft 
in einem militärischen Bündnis und 
das Verbot, fremde Truppen auf 
dem eigenen Staatsgebiet zu sta- 
tionieren.

Zu unterscheiden ist v.a. die gele-
gentliche Neutralität von der perma-
nenten (dauernden) Neutralität, wo-
bei eine gelegentliche Neutralität 
eher als unverlässlich und unbere-
chenbar für andere an einem Krieg 
oder Konflikt beteiligten Staaten 
gilt. Ein Staat kann sich auch zu Be-
ginn eines Konfliktes zwischen an-
deren Ländern neutral verhalten 
und im Laufe des Krieges Partei er-
greifen. Nichtdestotrotz gelten für 
die Zeit, in der sich ein Staat als 
neutral erklärt, die völkerrechtlichen 
Bestimmungen zur Neutralität. 
Staaten, die sich als dauerhaft/im-
merwährend neutral erklärt haben, 
sind hier verlässlicher. Sie müssen 
allerdings auch in Friedenszeiten 
immer wieder ihre Neutralität be-
kräftigen und klar machen, dass sie 
an keinen zukünftigen Kriegen teil-
nehmen werden.

Die Nicht-Teilnahme an fremden 
Kriegen stellt wohl ganz offensicht-
lich einen Vorteil für die eigene Be-
völkerung dar. Keine Soldat*innen 
müssen für fremde Interessen ihr 
Leben lassen und den Bewoh-
ner*innen eines neutralen Staates 
werden keine Kriegskosten aufge-
bürdet. Ein neutraler Staat kann 
über die Kosten für militärische 
Landesverteidigung selbst bestim-
men und ist nicht, wie beispielswei-
se im Falle der NATO, ständigem 
Druck ausgesetzt, Militärausgaben 
zu erhöhen. Neutrale Staaten wer-
den in der Regel nicht als feindselig 
betrachtet, was die Gefahr eines 
Angriffs vermindert. Der Politikwis-
senschaftler Heinz Gärtner betont, 
dass der neutrale Staat glaubhaft 
und nützlich sein muss – „dann 
kann Neutralität an sich eine gute 

Sicherheitsgarantie darstellen. Sie 
ist als ‚engagierte Neutralität‘ das 
Gegenteil eines Abseitsstehens.“(3)

Der Beitrag der Neutralität 
zum Frieden

Aufrüstung und insbesondere mili-
tärische Bündnispolitik führen oft   
zu einem Sicherheitsdilemma: in 
der Eigenwahrnehmung dient Auf-
rüstung der eigenen Sicherheit ei-
nes Staates, in der Wahrnehmung 
anderer Staaten wird diese als Be-
drohung wahrgenommen. Insbe-
sondere Militärbündnisse leben vor 
allem davon, Feinde zu haben oder 
gegebenenfalls zu definieren, denn 
sonst wären sie obsolet. 

Wenn sich mehr Staaten als dauer-
haft neutral erklärten und sich so 
auch neutrale Regionen herausbil-
deten, könnten diese Staaten die 
Kriegslogik ins Leere laufen lassen, 
indem sie dem o.g. Sicherheitsdi-
lemma zumindest teilweise ein 
Ende setzen. 

Dauerhaft neutralen Staaten dient 
die Bewaffnung verlässlicher Weise 
zur Verteidigung eines Angriffs auf 
das Staatsgebiet und nicht zur Füh-
rung eines Angriffskrieges. Zudem 
haben diese Staaten viel eher Inter-
esse an einer friedlichen Koexis-
tenz im näheren und weiteren Um-
feld. Da die Anerkennung ihrer dau-
erhaften Neutralität auch auf der 
Nützlichkeit dieser beruht, sind die-
se Länder prädestiniert für Vermitt-
lung in Konflikten, die Stärkung in-
ternationaler Organisationen wie 
der UNO oder OSZE, das Zur-Ver-
fügung-Stellens von Verhandlungs-
möglichkeiten oder die Ansiedlung 
von internationalen Organisationen 
auf ihrem Staatsgebiet. Zusam-
mengefasst kann gesagt werden, 
dass Neutralität zwar keine Voraus-
setzung für das Friedensengage-
ment eines Staates ist, aber eine 
gute und vielversprechende Grund-
lage darstellt. Die Glaubwürdigkeit 

von Vermittlungsbemühungen neu-
traler Staaten in Krisen- oder 
Kriegsfällen kann jedenfalls we-
sentlich höher sein als jene von 
Staaten, die im Krisen- oder Kriegs-
fall eine Seite unterstützen. Aktuell 
kann das Beispiel USA genannt 
werden: Im Wahlkampf erklärte Do-
nald Trump, er werde den Ukraine-
Krieg innerhalb eines Tages been-
den. Nach einer scheinbar einseiti-
gen Unterstützung Russlands und 
der Forderung, die Ukraine müsse 
einen Teil ihres Territoriums abge-
ben, änderte der Präsident seine 
Meinung. Er verkündete, dass die 
Ukraine mit Hilfe westlicher Verbün-
deter ihr Gebiet zurückerobern 
kann. Dieser Schritt weist weniger 
auf Frustration über die Politik 
Russlands hin als auf das Interes-
se, Vorteile aus dem Krieg zu zie-
hen: Die EU übernimmt die Verant-
wortung für die Ausrüstung der Uk-
raine und kauft die nötigen Waffen 
in den USA. So kann der Krieg aus 
Sicht der USA noch Jahre weiterge-
hen. Für Ukrainer*innen hört der 
Terror des Krieges auf absehbare 
Zeit nicht auf, ukrainische und rus-
sische Soldat*innen werden weiter 
auf dem Schlachtfeld ihr Leben las-
sen und ein immer größerer Teil der 
EU-Steuerzahler*innen wird bei 
Wahlen ihr Kreuz weiter rechts set-
zen.

Bewaffnete oder 
unbewaffnete Neutralität?

Einschlägige Autor*innen gehen 
davon aus, dass sich ein neutraler 
Staat auf jeden Fall mit militäri-
schen Mitteln verteidigen können 
muss. Manche sind sogar der Mei-
nung, dass neutrale Staaten im Fal-
le einer allgemeinen weltweiten De-
militarisierung die letzten sein soll-
ten, die ihre militärischen Kapazitä-
ten abbauen. 

Österreich möchte seine Neutralität 
„mit allen zu Gebote stehenden Mit-
teln“ verteidigen. Das war auch eine 
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Bedingung des US-Präsidenten 
Dwight Eisenhower für die Zustim-
mung zur österreichischen Neutrali-
tät. Allerdings beruht das allgemei-
ne Verständnis, dass „alle zu Gebo-
te stehenden Mittel“ selbstverständ-
lich militärische Mittel einschließt, 
auf einer uralten, zutiefst patriarchal 
geprägten Gewalt- und Kriegskul-
tur. Alle zu Gebote stehenden Mittel 
könnten sich ebenso gut – oder 
eben viel besser – an den Men-
schenrechten, der individuellen 
menschlichen Sicherheit, den Not-
wendigkeiten für eine lebenswerte 
Zukunft und humanistischen Zu-
gängen – kurz: an der Gewaltfrei-
heit – orientieren. Damit kämen 
dann andere Elemente der Verteidi-
gung der in Österreich lebenden 
Menschen wie etwa der Zivilschutz, 
die Soziale Verteidigung, aktive 
Friedenspolitik etc. zum Tragen. 
Zudem stehen hinter der Kriegskul-
tur auch handfeste wirtschaftliche 
Interessen. Es kann nicht oft genug 
betont werden, dass die Überpro-
duktion von Waffen den Ausbruch 
von Gewalt und Krieg fördert.

Costa Rica hat bereits 1948 sein 
Militär abgeschafft und sich 1983 
als dauerhaft neutral erklärt. Das 
Beispiel Costa Rica könnte neue 
Handlungsmöglichkeiten eröffnen, 
sie müssten politisch nur gewollt 
werden.  

Ist Österreich noch neutral?

Österreich hat beim Beitritt zur Eu-
ropäischen Union keinen Neutrali-
tätsvorbehalt angemeldet, sondern 
die Teilnahme an der Gemeinsa-
men Außen- und Sicherheitspolitik 
zugesagt. Damit wurde die Reich-
weite des Neutralitätsgesetzes ein-
geschränkt. Auch legt Artikel 42, 
Absatz 7 des Vertrages über die 
Europäische Union von 2009 im 
Falle eines Angriffs auf das Ho-
heitsgebiet eines EU-Mitgliedstaa-
tes eine Beistandsverpflichtung 

fest. Allerdings wird in der Klausel 
nicht spezifiziert, dass dieser Bei-
stand militärisch erfolgen muss. Ös-
terreich hält im Artikel 23j B-VG 
(2010) fest, dass es auch in Zukunft 
selbst entscheiden kann, ob und 
auf welche Weise Beistand geleis-
tet wird. 

Offensichtlich ist allerdings, dass 
die EU sich beschleunigt zu einem 
Bündnis mit eigenen militärischen 
Planungs- und Finanzierungsinstru-
menten entwickelt. Und Österreich 
ist nicht nur dabei, sondern mitten-
drin, wie jüngst der Beitritt zum Sky 
Shield-Projekt aufzeigt. Die Bewah-
rung des Kerns der militärischen 
Neutralität bei gleichzeitiger Inte-
gration in die militärischen Struktu-
ren der EU bis hin zu einer anvisier-
ten EU-Armee ist ein wahrlich selt-
samer Balanceakt, zumal EU und 
NATO immer mehr verschmelzen. 

Neutral sein heißt nicht indifferent 
sein gegenüber Verletzungen des 
Völkerrechts und der Menschen-
rechte. Österreich kann seine Neu-
tralitätspolitik selbst gestalten, sie 
muss aber glaubhaft sein. Weder 
die ständigen Angriffe auf die Neu-
tralität noch eine Außenpolitik, die 
völkerrechtliche Maßstäbe unter-
schiedlich anlegt, vermitteln den 
festen Willen, die Neutralität weiter-
hin aufrecht zu erhalten. Das Her-
aufbeschwören der Bedrohung 
durch Russland, das angeblich kei-
ne andere Antwort als die militäri-
sche Aufrüstung zulässt, fördert 
eine Blockbildung, die überwunden 
schien.

Aktive Friedenspolitik

Statt eine Einteilung in „Gut und 
Böse“, in „Freund und Feind“ vorzu-
nehmen, könnte Österreich den Fo-
kus auf die den Konflikten zu Grun-
de liegenden Wurzeln richten. Nicht 
das Besiegen des Feindes steht auf 
der Agenda (z.B. haben Politiker*in-

nen wiederholt die Schwächung 
Russlands als Kriegsziel definiert), 
sondern die Lösung des Problems. 
Diese Herangehensweise wäre der 
Kern einer aktiven Friedenspolitik. 
Als Versöhnungsbund haben wir 
eingehend analysiert, warum die 
aktuelle Aufrüstungs- und Kriegs-
politik der EU nicht zum Frieden 
führen wird und zahlreiche Vor-
schläge für eine Überwindung der 
Kriegskultur gemacht(4), allerdings 
ist auch klar, dass der Friedensweg 
mühsam ist und Mut und Kreativität 
erfordert. Der ausgetretene Pfad 
der Militarisierung ist wohl beque-
mer, zumal er auch den Interessen 
der Rüstungslobby entspricht. Der 
frühere EU-Kommissar Günter Ver-
heugen meint, dass die Lage heute 
gefährlicher sei als zur Zeit der Ku-
bakrise, da niemand bereit sei, die 
Krise zwischen Russland und der 
Ukraine zu entschärfen. Außerdem 
werde mit einer Selbstverständlich-
keit über die Vorbereitung des Krie-
ges gesprochen, die beunruhigend 
sei. Höchste Zeit aus dem „Euro-
pean Way of War“ auszusteigen.

Irmgard Ehrenberger ist Ge-
schäftsführerin des Internationa-
len Versöhnungsbundes, österrei-
chischer Zweig, Projektleiterin 
des Programms „Friedenspräsenz 
in Kolumbien“ und für die Berei-
che aktive Friedenspolitik und 
Friedenskultur zuständig.
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Die völlige Invasion Russ-
lands in der Ukraine am 24. 
Februar 2022 markierte ei-

nen Wendepunkt in der europäi-
schen Sicherheitspolitik. Nur drei 
Monate später beantragte Schwe-
den die NATO-Mitgliedschaft und 
gab damit seine über 200-jährige 
Neutralität auf. Zu dieser Zeit wurde 
Schweden von einer sozialdemo-
kratischen Ministerpräsidentin re-
giert. Bemerkenswert ist, dass die-
selbe Partei nur sechs Monate zu-
vor auf ihrem nationalen Kongress 
die Entscheidung bekräftigt hatte, 
nicht Teil der NATO zu werden. 

Der schwedische Versöhnungs-
bund glaubt nicht, dass eine NATO-
Mitgliedschaft Schweden sicherer 
macht, oder dass diese zu internati-
onalem Frieden und Entwicklung 
beiträgt. Besonders besorgniserre-
gend ist die Tatsache, dass Schwe-
den durch die NATO-Mitgliedschaft 
Teil einer Atomwaffen-Allianz wird. 
Atomwaffen sind kein Schutz, son-
dern eine Bedrohung für unsere Si-
cherheit. Schweden sollte sich aktiv 
für die weltweite Abschaffung von 
Atomwaffen einsetzen, unter ande-
rem durch die Unterzeichnung des 
UN-Atomwaffenverbotsvertrags. 
Stattdessen befürwortet es nun 
eine sicherheitspolitische Doktrin, 
die den Einsatz von Atomwaffen 
vorsieht und plant.

Die NATO-Mitgliedschaft ist ein kla-
rer Ausdruck einer veralteten Sicht-
weise darauf, was Sicherheit ist und 
wie sie erreicht werden kann, wobei 
sich fast alles um militärische Stra-
tegien dreht. Die komplexe Bedro-
hung, mit der wir konfrontiert sind, 
erfordert einen viel breiteren Ansatz 
und die Finanzierung in ganz ande-
re Maßnahmen, nicht zuletzt in die 
Bemühungen zur Erreichung der in 

der Agenda 2030 festgelegten glo-
balen Ziele für nachhaltige Entwick-
lung. Auf diese Weise können wir 
Demokratie und Menschenrechte 
stärken und einen nachhaltigen 
Frieden fördern, wobei der Schwer-
punkt auf der menschlichen Sicher-
heit liegt.

Wie konnte es zu einer so raschen 
Kehrtwende kommen? Und was be-
deutet die Mitgliedschaft bei der 
NATO für eine schwedische Frie-
densorganisation?

Wie konnte das so 
schnell gehen? 

Wen oder was sollen unsere Si-
cherheitspolitiken schützen?

Nach dem Angriff Russlands auf die 
Ukraine wurde Russland in den 
schwedischen Medien und im politi-
schen Diskurs als enorme und un-
mittelbare Bedrohung dargestellt. 
Die NATO-Mitgliedschaft wurde als 
offensichtliche Lösung präsentiert – 
die Debatte basierte oft eher auf 
emotionalen Appellen als auf stra-
tegischen Abwägungen.

Darüber hinaus haben sowohl die 
derzeitige als auch die vorherige 
Regierung wichtige demokratische 
und rechtliche Grundsätze aufge-
geben, damit die Türkei die Mit-
gliedschaft Schwedens in der 
NATO akzeptiert. In der Praxis un-
tergräbt dies direkt die Begründung 
für den NATO-Beitritt, der angeblich 
der Stärkung und Verteidigung der 
Demokratie und der Menschen-
rechte dienen sollte.

Emotionen wie Angst, Unsicherheit 
und nationale Identität spielten eine 
wichtige Rolle bei der öffentlichen 
Meinungsbildung. Politiker*innen 

und Militärs dominierten den media-
len Narrativ und stellten die NATO 
als einzigen glaubwürdigen Weg 
zur Wahrung der Sicherheit dar. 
Dieser Diskurs verdrängte alternati-
ve Perspektiven und trug dazu bei, 
die Entscheidung zu beschleuni-
gen.

Die Debatte wurde stark verein-
facht. Befürworter*innen der NATO 
behaupteten von sich rational zu 
sein, während Gegner*innen der 
NATO oft als emotional abgetan 
wurden. Wie Professor Linus 
Hagström von der schwedischen 
Försvarshögskolan (Verteidigungs-
universität) jedoch hervorhob, wa-
ren beide Seiten stark von Emotio-
nen beeinflusst. Der Diskurs be-
diente sich einer psychologisch auf-
geladenen Sprache – Begriffe wie 
„Heimkehr“ oder „Teil des Westens 
werden“ –, die an die Identität und 
ein Zugehörigkeitsgefühl appellier-
te, und sich nicht nur strategischer 
Logik bediente. Die schwedische 
NATO-Debatte umfasste zwar auch 
militärische und verteidigungspoliti-
sche Aspekte, wurde aber gleicher-
maßen von emotionalen Narrati-
ven, kultureller Identität und politi-
scher Symbolik bestimmt.

Sicherheitspolitik betrifft nicht nur 
militärische Strategien und Verteidi-
gung, sondern auch Auseinander-
setzungen über Interpretationen, 
Emotionen und Identität.

Was sind die aktuellen 
Herausforderungen?

Eine der größten Herausforderun-
gen besteht derzeit in der Vertei-
lung der Ressourcen, insbesondere 
angesichts der Tatsache, dass die 
NATO-Mitglieder 5 % ihres BIP für 
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Militärausgaben aufwenden sollen. 
Dies wirft Fragen hinsichtlich der 
Entwicklungshilfe, der innenpoliti-
schen Prioritäten und der grund-
sätzlichen Definition von Sicherheit 
auf. Nach den Wahlen 2023 kam 
eine konservative Minderheitsregie-
rung mit Unterstützung einer rech-
ten Partei an die Macht. Eine ihrer 
Entscheidungen war es, die fast 
seit fast 100 Jahren bestehende fi-
nanzielle Unterstützung für schwe-
dische Friedensorganisationen zu 
beenden.
Die offizielle Begründung lautete, 
dass sich die für diese Mittel zu-
ständige Behörde auf internationale 
Arbeit konzentrieren sollte und nicht 
auf innenpolitische Interessenver-
tretung. Die Regierung argumen-
tierte, dass Friedens- und Sicher-
heitsbemühungen auf das Ausland 
ausgerichtet sein sollten und nicht 
auf Belange innerhalb Schwedens. 
Diese Entscheidung könnte als Ver-
such interpretiert werden, kritische 
Stimmen zur Militarisierung und Be-
fürworter*innen friedlicher Alternati-
ven zum Schweigen zu bringen, 
insbesondere diejenigen, die Mili-
tärausgaben in Frage stellten, sich 
gegen eine NATO-Mitgliedschaft 
aussprachen oder sich für Diploma-
tie und gewaltfreie Konfliktpräventi-
on einsetzten.

Das DCA-Abkommen mit den 
Vereinigten Staaten

Noch bevor Schweden offiziell die 
NATO-Mitgliedschaft beantragte, 
unterzeichnete es ein Defence Co-
operation Agreement (DCA - Vertei-
digungskooperationsabkommen) 
mit den Vereinigten Staaten. Dieses 
Abkommen erleichtert US-Militär-
operationen in Schweden, darunter 
Übungen, Transport, Lagerung und 
Logistik. Es gewährt den US-Streit-
kräften Zugang zu 17 schwedi-
schen Militäreinrichtungen.

Zwar bestehen ähnliche Abkom-
men zwischen den USA und ande-
ren nordischen Ländern, doch das 
schwedische Abkommen ist das 

einzige, in dem Atomwaffen nicht 
ausdrücklich erwähnt werden.

Dies hat erhebliche rechtliche und 
sicherheitspolitische Bedenken auf-
geworfen:

Besonders alarmierend ist, dass 
das Abkommen die Lagerung oder 
den Transport von Atomwaffen auf 
schwedischem Territorium nicht 
verbietet. Im Falle einer erhöhten 
Bedrohung oder eines Krieges 
könnte Schweden für den Einsatz 
von Atomwaffen genutzt werden – 
trotz offizieller Beteuerungen der 
Regierung, dass Schweden bei sol-
chen Entscheidungen ein Mitspra-
cherecht habe.

Gibt es positive Nebeneffekte?

Trotz der besorgniserregenden As-
pekte gab es einige bemerkenswer-
te Nebeneffekte:

� Anstieg der Mitgliederzahlen in 
Organisationen: Die NATO-Mit-
gliedschaft hat das Interesse an Si-
cherheits- und Außenpolitik ge-
weckt, auch bei Glaubensgemein-
schaften und Friedensorganisatio-
nen. Die Swedish Peace and Arbi-
tration Society hat ihre Mitglieder-
zahl verdreifacht, und das Swedish 
Fellowship of Reconciliation (Swe-
FOR) verzeichnet einen Mitglieder-
zuwachs von 30 %. 

� Zunahme des öffentlichen En-
gagements: Einige Friedens- und 
zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen berichten von einem wachsen-
den Interesse und einer zunehmen-
den Beteiligung – möglicherweise 
als Reaktion auf den vorherrschen-
den militärischen Diskurs und den 
Drang, sich zu engagieren und et-
was dagegen zu unternehmen. In-
folgedessen hat SweFOR einen 
Workshop für Kirchen, Gruppen 
und Organisationen entwickelt, da-
mit diese sich informieren können 
und um über friedliche, gewaltfreie 
Alternativen zur Beendigung von 
Krieg und Konflikten zu diskutieren. 
SweFOR verzeichnet auch eine 

hohe Nachfrage nach der Ver-    
mittlung gewaltfreier Methoden
und Strategien, die aufzeigen, wie 
man zu friedlichem Widerstand und 
friedlichem Wandel beitragen kann.

Fazit

Die rasche Kehrtwende Schwedens 
von der Neutralität zur NATO-Mit-
gliedschaft war nicht nur eine stra-
tegische Entscheidung – es war 
eine emotionale und identitätsbezo-
gene Transformation. Das aktuelle 
politische Klima, Kürzungen der 
Mittel für Friedensorganisationen 
und rechtliche Risiken im Zusam-
menhang mit internationalen Ab-
kommen werfen wichtige Fragen 
darüber auf, welche Art von Sicher-
heit Schweden aufbaut.

Als Mitglieder einer Friedensorgani-
sation müssen wir uns weiterhin fra-
gen: Welche Art von Frieden und 
Sicherheit wollen wir wirklich? Und 
wessen Stimmen werden gehört – 
und wessen zum Schweigen ge-
bracht - bei der Gestaltung dieser 
Zukunft?

Lotta Sjöström Becker ist Gene-
ralsekretärin beim Swedish Fel-
lowship of Reconciliation, dem 
schwedischen Zweig des Versöh-
nungsbundes

SCHWEDEN
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Nach der russischen Vollinva-
sion in der Ukraine am 24. 
Februar 2022 begann eine 

fundamentale Neuausrichtung der 
deutschen Außen- und Sicherheits-
politik. Bundeskanzler Olaf Scholz, 
der einer Koalition von SPD, Grü-
nen und FDP vorstand, verkündete 
drei Tage nach Kriegsbeginn im 
Deutschen Bundestag eine „Zeiten-
wende“, deren wesentlicher Be-
standteil die Schaffung eines Son-
dervermögens – genau genommen 
war es ein Schuldenpaket – in Höhe 
von 100 Milliarden Euro zur Aufrüs-
tung der Bundeswehr war. Was vor-
her politisch nicht durchsetzbar ge-
wesen wäre, war nun unter dem 
Schock der blanken russischen Ag-
gression ohne größere Widerstän-
de möglich. Knapp vier Monate 
nach dem russischen Angriff, im 
Juni des Jahres, hatten Bundesrat

und Bundestag die nötige Grundge-
setzänderung schließlich beschlos-
sen und das Sondervermögen ein-
gerichtet.
Nur wenige werden angesichts des 
Volumens dieser Rüstung damals 
geahnt haben, dass sich das in der 
Rückschau als geradezu beschei-
dener Anfang darstellen würde. 
Mittlerweile haben sich Deutsch-
land – und die anderen NATO-Staa-
ten – dazu verpflichtet, 5 % ihres 
Bruttoinlandsprodukts für Verteidi-
gung aufzuwenden (3,5 % für die 
Streitkräfte sowie 1,5 % für militä-
risch nutzbare Infrastruktur). Ob-
wohl zur Umsetzung des Ziels bis 
2035 Zeit bleibt, hat die Große Koa-
lition von CDU/CSU und SPD unter 
Bundeskanzler Friedrich Merz er-
klärt, es bereits ab 2029 umsetzen 
zu wollen. Für Deutschland bedeu-
tete dies jährliche Verteidigungs-

ausgaben von rund 220 Milliarden 
Euro. Das sind 170 Milliarden               
Euro mehr als die Bundeswehr im 
Jahr 2021 zur Verfügung hatte. Vor 
diesem Hintergrund verblasst auch 
das 100-Milliarden-Sondervermö-
gen: Das 1,7-fache seines Volu-
mens wird in der Zukunft nun in je-
dem Jahr fließen.
Die Erhöhung der Verteidigungs-
ausgaben ist dabei nur ein Teil der 
Aufrüstung. Gegenwärtig arbeitet 
die Bundesregierung daran, einen 
neuen Wehrdienst einzuführen, um 
die Zielgröße der Bundeswehr von 
260.000 Soldat*innen zu erreichen. 
Ziel dieser Anstrengungen ist es, 
wie es sowohl Olaf Scholz als auch 
Friedrich Merz für die aktuelle Bun-
desregierung formulierten, dass 
Deutschland über die konventionell 
stärkste Armee in Europa verfügen 
soll.(1)
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Deutsche Außen- und Sicherheitspolitik seit 
dem 24. Februar 2022
Fokus auf Aufrüstung, Verzicht auf diplomatische Initiativen 
und Rüstungskontrolle
Von Alexander Lurz

(1) https://www.spiegel.de/politik/deutschland/spd-fuer-lars-klingbeil-deutschland-soll-eine-internationale-fuehrungsmacht-werden-a-
1c9790fe-77b2-42fd-a2cf-069d428b2d53 
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2025/kw20-de-regierungserklaerung-merz-1064956



Abgesehen von dem geringen Grad 
an historischer Sensibilität, mit dem 
das Ziel verkündet wurde, liegt den 
Aufrüstungsplänen die Furcht vor 
der russischen Großmachtpolitik 
zugrunde. Angesichts des völker-
rechtswidrigen Angriffs auf die Uk-
raine und der Brutalität der russi-
schen Kriegsführung, die sich bei 
den Massakern in Butscha und Irpin 
und den systematischen Angriffen 
auf die ukrainische Energieversor-
gung u. v. m. zeigte, ist diese Furcht 
grundsätzlich verständlich. Ihr Aus-
maß ist angesichts des militäri-
schen Kräfteverhältnisses zwi-
schen der NATO und Russland je-
doch überdimensioniert.

Die militärischen Potentiale der 
NATO und Russlands im Ver-

gleich

Eine Greenpeace-Studie aus dem 
vergangenen Jahr hat die militäri-
schen Potentiale beider Seiten an-
hand von sechs Kategorien – Mi-  
litärhaushalt, Großwaffensysteme, 
Truppenstärke, Einsatzbereitschaft, 
Rüstungsindustrie und Atomwaf-
fen – verglichen und kam zum 
Schluss, dass die NATO Russland 
mit Ausnahme der Kategorie Atom-
waffen in allen Bereichen deutlich 
überlegen ist. Die NATO-Staaten 
gaben im Jahr 2023 1,19 Billionen 
US-Dollar für ihre Streitkräfte aus, 
Russland 127 Milliarden US-Dollar 
(kaufkraftbereinigt 300 Milliarden). 
Bei den Großwaffensystemen ver-
fügten die NATO-Staaten insge-
samt über eine deutliche Überle-
genheit, so hatte die NATO zum 
Beispiel 5.406 Kampfflugzeuge im 
Arsenal, Russland 1.026. Innerhalb 
der NATO standen über drei Millio-
nen Soldat*innen unter Waffen, in 

Russland 1,33 Millionen, davon le-
diglich 40 % westlich des Urals. Im 
Krieg gegen die Ukraine wie beim 
Eingreifen in den syrischen Bürger-
krieg zeigten die russischen Einhei-
ten zudem erhebliche Schwächen 
hinsichtlich ihrer Einsatzbereit-
schaft, während die NATO – hier 
insbesondere die USA – in ver-
schiedenen Einsätzen ihre militäri-
sche Leistungsfähigkeit wiederholt 
zeigten. Auch das rüstungsindustri-
elle Potential der westlichen Staa-
ten liegt der Studie nach deutlich 
über dem russischen. Mit 5.559 
Atomsprengköpfen (USA, Großbri-
tannien und Frankreich) gegenüber 
5.580 Sprengköpfen auf russischer 
Seite besteht allein im Bereich der 
Atomwaffen ein Patt.(2)

Die Zahlen für das Jahr 2024 erge-
ben kein anderes Bild. Die NATO-
Staaten gaben nun über 1.400 Milli-
arden US-Dollar für ihre Streitkräfte 
aus, Russland kaufkraftbereinigt 
461,6 Milliarden US-Dollar. Ange-
sichts der Politik von Donald Trump, 
die die Bündnistreue der USA ge-
genüber den europäischen Verbün-
deten trotz mancher rhetorischen 
Bekräftigungen zweifelhaft erschei-
nen lässt, ist nun ein genauerer 
Vergleich zwischen den europäi-
schen NATO-Staaten (mit Kanada) 
hilfreich. Ohne die USA beliefen 
sich die addierten Militärausgaben 
auf 490 Milliarden US-Dollar, lagen 
also oberhalb der russischen. Ein 
Blick auf die Großwaffensysteme ist 
ebenfalls aufschlussreich: So ver-
fügten die NATO-Staaten ohne die 
USA zum Beispiel über 6.797 
Kampfpanzer (mit den USA 9.437), 
15.666 Artillerie-Einheiten (mit den 
USA: 22.206), 147 große Kriegs-
schiffe (mit den USA: 269) und 
2.156 Kampflugzeuge (mit den 

USA: 5.253). Demgegenüber hatte 
Russland 2.900 Kampfpanzer, 
6.126 Einheiten Artillerie, 35 große
Kriegsschiffe und 1.038 Kampfflug-
zeuge in seinem Arsenal.(3)

Ein Vergleich der Potentiale von 
Streitkräften kann nur eine Nähe-
rung als Ergebnis haben. Armeen 
sind höchst komplexe Gebilde, vie-
le wesentliche Informationen unter-
liegen der Geheimhaltung, anderes 
wie die Kampfmoral ist nicht valide 
messbar. Die oben aufgeführten 
Zahlen zeigen jedoch, dass von ei-
ner westlichen Unterlegenheit kei-
nesfalls die Rede sein kann, sogar 
ohne die USA ein erhebliches mili-
tärisches Potential zur Abschre-
ckung von Russland gegeben ist. 
Führt man sich zusätzlich vor Au-
gen, wie das Kräfteverhältnis in den 
achtziger Jahren zwischen Ost und 
West war, wird die Massivität der 
gegenwärtigen Aufrüstung um-      
so fragwürdiger: Der Warschauer 
Pakt war ein enormer politischer,         
wirtschaftlicher und militärischer 
Machtblock, dessen Machtbereich 
sich bis zur Elbe erstreckte. In ihm 
standen 1988 6,3 Millionen Sol-   
dat*innen unter Waffen, während es 
in der NATO-Staaten 3,4 Millionen 
Menschen waren. Das addierte Mi-
litärbudget der NATO-Staaten be-
trug 470 Milliarden US-Dollar, das 
des Warschauer Pakts (ohne Bul-
garien, CSSR und DDR) 251 Milli-
arden US-Dollar.(4) Das Kräftever-
hältnis war damals also deutlich un-
günstiger für die westlichen Staaten 
als es sich heute zeigt. Dennoch 
verfolgten die USA, gefolgt von 
ihren Verbündeten, eine aktive Ab-
rüstungs- und Entspannungspolitik, 
die in einer hochrangigen Gipfeldi-
plomatie und im INF-Vertrag mün-
dete und die einen entscheidenden 
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(2) Wann ist genug genug? Ein Vergleich der militärischen Potenziale der Nato und Russlands:
https://www.greenpeace.de/publikationen/Kraeftevergleich_NATO-Russland.pdf
(3) Die Zahlen sind der Neuauflage der Studie „Wann ist genug genug“ entnommen, die in diesem Herbst erscheinen wird.
(4) Die Summen sind der SIPRI Military Expenditure Database entnommen und sind „Current US$“, sie entsprechen also dem dama-
ligen Wert. Für das Jahr 1988 gibt SIPRI keine Zahlen für Bulgarien, CSSR und DDR an, für die Jahre zuvor nicht für die Sowjetunion. 
Die Warschauer-Pakt-Ausgaben lagen also deutlich höher.
Da für einen Vergleich zwischen den NATO-Ausgaben und denen des Warschauer Paktes die Ausgaben der Sowjetunion entscheidend 
sind, wurde daher das Jahr 1988 herangezogen. Es ist nicht anzunehmen, dass das Ausgabenverhältnis zwischen Ost und West in den 
Jahren zuvor, in denen die Annäherung zwischen Ost und West begonnen hatte, in einem relevanten Maß anders aussah.



Beitrag zum Zusammenbruch der 
kommunistischen Diktaturen leiste-
te.(5) Militärische Überlegenheit ist 
also keine Vorbedingung für Initiati-
ven hin zu Rüstungskontrolle und 
Abrüstung.

Außenpolitische Leerstellen

Die Aufrüstung ist dabei nur die 
eine Seite der Medaille der neuen 
deutschen Außen- und Sicherheits-
politik. Die andere ist der Verzicht 
auf aktive Diplomatie und eine en-
gagierte Rüstungskontrollpolitik. Di-
plomatische Initiativen zur Beendi-
gung des Ukraine-Kriegs, die über 
öffentlichkeitswirksame Anrufe von 
Olaf Scholz beim russischen Präsi-
denten Wladimir Putin hinausgin-
gen, wurden nicht in Angriff genom-
men. Vermittlungsangebote ande-
rer Staaten wie die von China, Süd-
afrika oder Brasilien wurden nicht 
unterstützt. So wäre es beispiels-
weise eine einfache, aber hoch-
symbolische Geste gewesen, den 
chinesischen Sonderbeauftragten 
Li Hui im Anschluss an seine Ge-
spräche in Moskau und Kiew im Mai 
2023(6) zum Austausch nach Berlin 
einzuladen, um eine deutsche Auf-
geschlossenheit gegenüber allen 
Wegen zu einem Waffenstillstand 
zu unterstreichen.

Rüstungskontrollpolitische Initiati-
ven blieben unter der Bundesregie-
rung von Olaf Scholz nahezu völlig 
aus. Von der neuen Bundesregie-
rung ist hier noch weniger zu erwar-
ten. Der Koalitionsvertrag hält fest: 
„Unser langfristiges Ziel bleibt das 
Bekenntnis zu Rüstungskontrolle 
und Nichtverbreitung sowie Abrüs-
tung.“(7) Was genau hier mit einem 
„Bekenntnis“ als „Ziel“ auch ge-
meint sein mag, entzieht sich der

Interpretation. Sicher ist bei diesem 
Satz jedoch, dass mit Impulsen auf 
diesem Politikfeld aus Deutschland 
nicht zu rechnen ist.

Was ist aus alldem für die deutsche 
Außen- und Sicherheitspolitik 
schlusszufolgern:

1.  Die Bedrohung für Deutschland 
durch den russischen Einmarsch in 
die Ukraine ist real. Angesichts der 
militärischen wie auch ökonomi-
schen Kräfteverhältnisse zwischen 
Russland und den NATO-Staaten 
ist sie jedoch begrenzt.

2.  Die Aufrüstungspläne der NATO 
(5%-Ziel) stehen in keinem rationa-
len Verhältnis zur Bedrohungslage.

3.  Initiativen zur Rüstungskontrolle 
sollten seitens der Bundesregie-
rung konzipiert und gestartet wer-
den. Im günstigen Fall unterstützen 
sie diplomatische Vorstöße zur Be-
endigung des Ukrainekrieges, in-
dem sie Spannungen abbauen und 
Vertrauen schaffen.

4.  Rüstungskontroll- und Abrüs-
tungspolitik sollte dabei nicht auf 
die USA, Russland und Europa be-
schränkt bleiben, sondern von Be-
ginn an China mit einbeziehen. 
Hierfür sind Konzepte zu entwi-
ckeln, die den unterschiedlichen 
Rüstungsstand der Akteure berück-
sichtigen. 

5.  Die Bundesregierung muss 
selbst zur Akteurin bei der Beendi-
gung des Ukrainekriegs werden. 
Sowohl unter dem vormaligen Prä-
sidenten Joe Biden als auch jetzt 
unter Donald Trump stand bzw. 
steht die deutsche wie europäische 
Politik im Schatten Washingtons. 
Insbesondere gilt es hierbei, exter-
ne Akteur:innen mit hoher Glaub-
würdigkeit und/oder großem Ein-
fluss, wie die Vereinten Nationen, 
China, Indien oder Brasilien, einzu-
beziehen bzw. ihnen eine Rolle bei 
der Beendigung des Krieges zuzu-
gestehen.

6.  Konzepte, wie eine Sicherheits-
architektur in Europa nach Beendi-
gung des Ukrainekrieges aussehen 
sollte, müssen seitens der Bundes-
regierung entwickelt werden. Dabei 
sind die Sicherheitsperzeptionen al-
ler Staaten zu berücksichtigen, ins-
besondere der osteuropäischen.

Die Welt war seit dem Ende des 
Kalten Krieges einem großen Krieg, 
der dann auch ein atomarer sein 
kann, mutmaßlich niemals näher 
als dies gegenwärtig der Fall ist. 
Jede Initiative, die dazu beiträgt, 
Spannungen abzubauen, ist es da-
her wert, unternommen zu werden. 
Den Spielraum hierfür hat die Bun-
desregierung von Friedrich Merz 
durchaus. Es braucht jedoch den 
Willen und die Entschlossenheit 
dazu.
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ren. Im Anschluss arbeitete er vier Jahre als Wissenschaftlicher Mitarbeiter 
für das Berliner Informationszentrum für Transatlantische Sicherheit, un-
ter anderem zum Beschaffungswesen der Bundeswehr, der deutschen 
Rüstungsexportpolitik und der nuklearen Proliferation. Von 2010 bis 2017 
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(5) Wladimir Putin ist nicht mit Michael Gorbatschow vergleichbar, der als damaliger Generalsekretär der Kommunistischen Partei der 
Sowjetunion ein Reformer zum Besseren nach innen wie nach außen war. Zu übersehen ist jedoch nicht, dass die Sowjetunion auch 
unter Gorbatschow in Afghanistan einen brutalen Krieg führte, um ihren Machtbereich auszudehnen. Nicht nur 150.000 bis 180.000 
Widerstandskämpfer*innen verloren im Kampf gegen die sowjetische Okkupation ihr Leben, durch Moskaus Großmachtpolitik starben 
auch bis zu 2 Millionen Zivilist*innen.
(6) https://www.tagesschau.de/ausland/europa/china-moskau-100.html
(7) https://www.koalitionsvertrag2025.de/sites/www.koalitionsvertrag2025.de/files/koav_2025.pdf



PHILIPPINEN
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Ein aktueller Konflikt, der in 
den europäischen Medien oft 
weniger Beachtung findet, ist 

der im Westphilippinischen Meer, 
auch Südchinesisches Meer ge-
nannt. Dieser Konflikt hat direkte 
Auswirkungen auf Millionen von 
Menschen, darunter auch auf phi-
lippinische Fischer*innen, die seit 
Generationen von diesen Gewäs-
sern leben und von China daran ge-
hindert werden, in diesen Gebieten 
zu fischen. 
Worum geht es in diesem Konflikt? 
Das Westphilippinische Meer ist 
eine strategisch wichtige Passage 
für Handel und Wirtschaft, da 40 % 
des weltweiten BIP in dieser Region 
erwirtschaftet werden. Es ist außer-
dem eine strategisch wichtige Pas-
sage für Öl, Rohstoffe und Handels-
güter von Europa nach Ostasien 
und in den Pazifikraum. Wer auch 
immer die Kontrolle über diese regi-
onalen Gewässer hat, hat auch die 
Kontrolle und Macht über weitere 
Länder, was die Ursache für die 
ständig wachsende Bedrohung 
durch ein expansionistisches China 
ist. 
Das Gebiet verfügt außerdem über 
Unterwasser-Öl- und Gasvorkom-
men, deren Größe mit denen im 
Nahen Osten verglichen werden 
kann. China will Öl und Gas, um 
seine schnell wachsende Industrie 
zu versorgen. Dieser Konflikt kann 
daher auch als ressourcenbasierter 
Konflikt angesehen werden.

Historischer Hintergrund

1947 präsentierte China die „Elf-
Striche-Linie“, eine Karte, auf der 
beanspruchtes Gebiet über den 
größten Teil des Südchinesischen 
Meeres verzeichnet war. Später 
wurde diese zu einer Version mit 
neun Strichen überarbeitet. Dieser 
Anspruch umfasst Gebiete, die 
auch von anderen Ländern wie den 
Philippinen, Vietnam, Malaysia und

Brunei beansprucht 
werden. Die Linie wur-
de einseitig von China 
gezogen und ist seit-
dem die Ursache für 
viele Territorialstreitig-
keiten in der Region. 

Im Jahr 2016 ent-
schied das Ständige 
Schiedsgericht in Den 
Haag zugunsten der 
Philippinen und erklär-
te, dass Chinas Neun-
Striche-Linie nach in-
ternationalem Recht 
keine Rechtsgrundla-
ge hat. Das Gericht stellte fest, 
dass Chinas Vorgehen gegen das 
Seerechtsübereinkommen der Ver-
einten Nationen (UNCLOS) ver-
stößt und dass die umstrittenen Ge-
biete zur ausschließlichen Wirt-
schaftszone (AWZ) der Philippinen 
gehören. China lehnte dieses Urteil 
jedoch ab und setzte seine Aktivitä-
ten in dem Gebiet fort.

Das Seerechtsübereinkommen der 
Vereinten Nationen (UNCLOS) legt 
die Regeln für Seegrenzen fest. Es 
garantiert Archipelstaaten wie den 
Philippinen:

▷ Hoheitsgewässer bis zu 12 See-
meilen von ihrer Küstenlinie ent-
fernt

▷ Eine ausschließliche Wirt-
schaftszone (AWZ) von 200 See-
meilen, in der sie das ausschließli-
che Recht haben, Ressourcen wie 
Fisch, Öl und Gas zu erkunden und 
zu nutzen. 

Es gibt widersprüchliche Darstel-
lungen historischer Besitzansprü-
che, die lediglich als Machtdemons-
tration und Einschüchterung er-
scheinen. So liegt beispielsweise 
das Scarborough-Riff eindeutig in-
nerhalb der ausschließlichen Wirt-
schaftszone der Philippinen, den–

noch hat China philippinische Fi-
scher*innen gewaltsam aus diesem 
Gebiet vertrieben.

Welche Optionen haben 
die Philippinen?

▷ Machtkampf und Aufrüstung, 
wobei die Philippinen dabei offen-
sichtlich nicht mithalten können. 
Man müsste auf die Hoffnung bau-
en, dass es durch den Aufbau einer 
Allianz oder die Stärkung von Be-
ziehungen zu den USA, Japan und 
Australien gelingen kann, China an 
den Verhandlungstisch zu zwingen. 
▷ Versuch, das durch UNCLOS 
und das Haager Schiedsgericht von 
2016 bestätigte Recht juristisch 
durchzusetzen. 
▷ Entmilitarisierung umstrittener 
Gebiete und ernsthafte Verhandlun-
gen. Es wurden diesbezüglich Ver-
suche unternommen, aber das 
Machtungleichgewicht unterwan-
derte dies, da die dominierende 
Macht China sich verweigert und es 
vorzieht, überlegene militärische 
Gewalt anzuwenden. 
▷ Rückkehr zum Kalten Krieg und 
zur Politik des Pokerns, inklusive 
des Wartens auf einen Regime-
wechsel    

Der Konflikt im Westphilippinischen Meer
Zusammenfassung eines Gesprächs mit Chito Generoso
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Maximale Ansprüche der Volksrepublik China
200 Seemeilen-ausschließliche Wirtschaftszone (UNCLOS)
Umstrittene Inseln (unabhängig von UNCLOS)
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Gewaltfreie zivile Aktion 

Im Dezember 2023 meldeten sich 
Chito Generoso und Soc Banzuela 
von AKKAPKA, einer philippini-
schen gewaltfreien Bewegung für 
Frieden und Gerechtigkeit, die Teil 
des International Fellowship of Re-
conciliation (IFOR) ist, freiwillig zu 
einer friedlichen Protestaktion, bei 
der Aktivist*innen aufs Meer hin-
ausfuhren, um auf das Problem auf-
merksam zu machen. Sie waren 
unbewaffnet, wurden aber von      
der philippinischen Küstenwache 
begleitet. Die Organisator*innen 
nannten es einen „Weihnachtskon-
voi der Zivilist*innen”. Sie versuch-
ten, das am Ayungin-Riff gestran-
dete Schiff SIERRA MADRE mit 
Vorräten zu versorgen. Das Riff ist 
Teil einer umstrittenen Landformati-
on in der Spratly-Inselgruppe im 
Südchinesischen Meer. Das Schiff 
stammt aus dem Zweiten Weltkrieg 
und wurde von den Philippinen in 
der Nähe einer chinesischen Mari-
nebasis absichtlich auf Grund ge-
setzt. Die Freiwilligen waren in ei-
nem kleinen Boot, um zu einem 
größeren Schiff zu gelangen, das 
die Versorgung übernehmen sollte.

Allerdings gelang es zu diesem 
Zeitpunkt nur dem kleinen Holzver-
sorgungsschiff, den chinesischen 
Kriegsschiffen durch die Überque-
rung flacher Riffe zu entkommen. 
Das größere Schiff, auf dem sich 
Chito und Soc befanden, wurde von 
der chinesischen Küstenwache und 
Schiffen der chinesischen Marine 
bedroht, die gefährliche Manöver 
durchführten und den Kapitän zur 
Umkehr zwangen. Die Versor-
gungsmission war nur teilweise er-
folgreich, aber sie bot die Möglich-
keit, die Weltöffentlichkeit auf die 
Einschüchterungstaktiken Chinas 
aufmerksam zu machen.

Die Aktionen erregten im Inland 
Aufmerksamkeit, aber das große 
weltweite Interesse blieb aus. Im 
vergangenen Jahr haben sich die 
Spannungen verschärft. Anfang 
2024 setzten Schiffe der chinesi-
schen Küstenwache sogar Wasser-

werfer gegen Schiffe der philippini-
schen Küstenwache ein und eska-
lierten die Situation, indem sie mit 
Äxten und Messern philippinische 
Versorgungsschiffe beschädigten. 
Bei einem Vorfall verlor ein Mitglied 
der philippinischen Küstenwache 
einen Finger. Die Aktionen der chi-
nesischen Küstenwache bewegen 
sich in einer Grauzone, die noch 
nicht als bewaffneter Angriff einer 
ausländischen Macht auf philippini-
sches Hoheitsgebiet angesehen 
werden kann. 

Trotz dieser Provokationen be-
schloss Präsident Bongbong Mar-
cos, die philippinischen Schiffe 
nicht auch mit Wasserwerfern aus-
zustatten. Diese Politik steht im Ein-
klang mit der Überzeugung von AK-
KAPKA, dass gewalttätige Reaktio-
nen nur zu einer weiteren Eskalati-
on und noch mehr Leid führen. Es 
besteht jedoch Sorge, dass, selbst 
wenn die Philippinen auf gewalt-
freie Maßnahmen setzen, der Ein-
fluss der Vereinigten Staaten und 
der Druck zur Wiederaufrüstung 
diese Entscheidung untergraben 
könnten. Das würde bedeuten, den 
„Weg der Ukraine” zu gehen und ei-
nen Stellvertreterkrieg zu führen, in 
dem das Land von anderen be-
waffnet wird. So würde ein Krieg 
geführt, der nur mehr Menschenle-
ben kostet, anstatt zu einer für alle 
Beteiligten akzeptablen Lösung bei-
zutragen. Stattdessen gilt es, der 
Welt zu zeigen, dass es Bemühun-
gen zur Deeskalation gibt, und 
gleichzeitig weiterhin die Rechte al-
ler Fischer*innen zu verteidigen. 
Diese sollen weiterhin in ihren tradi-
tionellen Gewässern fischen, an-
statt sich auf diese Art der Politik 
des Kalten Krieges und Wettrüs-
tens einzulassen. 

Die zweite gewaltfreie zivile Aktion 
fand im Mai 2024 unter dem Namen 
„Atin Ito – WPS Civilian Supply and 
International Observers Mission” 
statt. Diesmal nahmen mehr als 
100 kleinere Boote an einer symbo-
lischen Fischereiaktion in den um-
strittenen Gewässern teil. Dabei 

handelte es sich um eine zivile Mis-
sion und nicht um eine gemeinsa-
me Aktion mit der philippinischen 
Küstenwache. Diese sorgte nur da-
für, dass die Boote nicht auf hoher 
See sanken, anstatt sie zu eskortie-
ren. China vermied diesmal den 
Konflikt und hielt sich fern. 

Vor Kurzem wurde ein ziviles Ver-
sorgungsschiff der philippinischen 
Behörde für Fischerei und aquati-
sche Ressourcen (BFAR), das 
hauptsächlich Treibstoff für die klei-
nen Fischerboote in umstrittenen 
Gebieten lieferte, erneut von Was-
serwerfern eines chinesischen 
Schiffes beschossen, wodurch 
Fenster zerbrachen und Instrumen-
te auf dem Schiff beschädigt wur-
den. Ein weiterer Vorfall betraf       
die Kollision zweier chinesischer 
Schiffe – eines Schiffes der      
Volksbefreiungsarmee und eines 
Schiffes der chinesischen Küsten-
wache – die ein kleineres Schiff der 
philippinischen Küstenwache ver-
folgten. Auch hier behaupten offi-
zielle Pressemitteilungen aus Chi-
na, dass es die anderen seien, die 
die Vorfälle provozieren. Sie seien 
in ihre Gewässer eingedrungen – 
das sind aber umstrittene Gebiete 
und traditionelle Fischgründe, die 
hauptsächlich von philippinischen 
Fischer*innen genutzt werden. 

Solange die Welt zusieht, wird Chi-
na vielleicht ein Mindestmaß an in-
ternational anerkannten Verhal-
tensregeln respektieren, anstatt 
sich nur aufgrund seiner militäri-
schen Überlegenheit durchzuset-
zen. Die Mitglieder von AKKAPKA 
und andere Akteur*innen der Zivil-
gesellschaft sind weiterhin ent-
schlossen, ihren Teil zur Sensibili-
sierung der Öffentlichkeit beizutra-
gen und Methoden des gewaltfreien 
zivilen Widerstands anzuwenden.

Zusammenfassung eines Gesprächs 
mit Chito Generoso von AKKAPKA, 
geführt von Lucia Hämmerle mit zu-
sätzlichen Anmerkungen von Chito 
selbst. 
Übersetzung Lucia Hämmerle mit Un-
terstützung von deepl.com



Dynamiken & Auswirkungen bewaffneter Konflikte in 
Ostafrika, dem Gebiet der Großen Seen und im 
südlichen Afrika
Von Light Wilson Agwanda

Dieser Bericht fasst die Dyna-
mik und die Auswirkungen 
bewaffneter Konflikte im Su-

dan, im Südsudan, in der Demokra-
tischen Republik Kongo (DRK), in 
Uganda und in Simbabwe zusam-
men und stellt sie als Teil eines um-
fassenderen regionalen Phäno-
mens dar. Die Konflikte in diesen 
Ländern werden von miteinander 
verbundenen Ursachen angetrie-
ben, darunter schwache Regie-
rungsführung, politische Ausgren-
zung, ethnische Polarisierung, 
Wettbewerb um natürliche Res-
sourcen, externe Interventionen 
und klimabedingte Erschütterun-
gen. Anstatt jedes Land isoliert zu 
betrachten, bietet dieser Bericht 
eine umfassende regionale Analyse 
als Orientierungshilfe für Politik, 
Friedensstrategien und regionale 
Zusammenarbeit.
Auf der Grundlage von Diskussio-
nen aus einem regionalen Bera-
tungsworkshop der Zivilgesellschaft 
zum Thema Friedensförderung 
wendet diese Zusammenschau 
Konzepte der menschlichen Sicher-
heit und Konflikttransformation an, 
um miteinander verbundene Her-
ausforderungen zu verstehen, die 
humanitären Folgen langwieriger 
Konflikte aufzuzeigen und Strategi-
en für inklusive, evidenzbasierte 
Friedensbemühungen vorzuschla-
gen.

Historische und politische 
Dynamik bewaffneter Konflikte

Bewaffnete Konflikte in der Region 
haben tiefe historische Wurzeln, die 
von kolonialem Erbe, ungelösten 
Regierungskrisen und staatlicher
 Fragilität geprägt sind. Die wäh-

rend der Kolonialherrschaft gezo-
genen künstlichen Grenzen ver-
sammelten verschiedene ethnische 
und kulturelle Gemeinschaften und 
legten damit den Grundstein für an-
haltende Spannungen. Die politi-
schen Systeme nach der Unabhän-
gigkeit versagten oft beim Aufbau 
einer inklusiven Regierung, sodass 
Fraktionskämpfe und militarisier-    
te Machtkämpfe weiterbestehen 
konnten.

Der sudanesische Konflikt, der von 
Staatsstreichen, Bürgerkriegen und 
dem 2023 entflammten Macht-
kampf zwischen den Sudanese Ar-
med Forces (SAF) und den Rapid 
Support Forces (RSF) geprägt ist, 
veranschaulicht, wie politische Ri-
valitäten zu großen humanitären 
Krisen eskalieren können. Die 
Fragilität des Südsudans nach der 
Unabhängigkeit 2011, mit wieder-
kehrenden Bürgerkriegen und inter-
kommunaler Gewalt, spiegelt ähnli-
che Defizite in Bezug auf Regie-
rungsführung und Inklusion wider.

Die jahrzehntelangen Konflikte in 
der DRK zeigen das Zusammen-
spiel von schwachen staatlichen In-
stitutionen, reichen natürlichen 
Ressourcen und konkurrierenden 
bewaffneten Gruppen, von denen 
viele externe Unterstützung erhal-
ten. Die anhaltenden Landstreitig-
keiten und lokalen Konflikte in 
Uganda sowie die politische Gewalt 
und die Regierungskrisen in Sim-
babwe verdeutlichen die gemeinsa-
men regionalen Herausforderungen 
durch ungelöste politische Über-
gangsprozesse, umstrittene Land-
rechte und schwache demokrati-
sche Institutionen.(1)

Humanitäre und sozio-           
ökonomische Auswirkungen

Langwierige Konflikte führten zu 
weit verbreitetem humanitären Leid 
in der gesamten Region. Millionen 
Menschen wurden vertrieben. Al-
lein durch den Konflikt im Sudan 
wurden über neun Millionen Men-
schen innerhalb des Landes vertrie-
ben und Millionen weitere über die 
Grenzen hinaus. Auch der Südsu-
dan und die DRK weisen einige der 
höchsten Vertriebenenzahlen auf 
dem Kontinent auf. Die Flüchtlings-
ströme zwischen diesen Ländern – 
oft nach Uganda und in Nachbar-
staaten – belasten die Aufnahme-
gesellschaften und die regionale 
Stabilität.

Ernährungsunsicherheit ist weit 
verbreitet, verursacht durch kon-
fliktbedingte Störungen der land-
wirtschaftlichen Produktion, die 
durch Klimakatastrophen wie Über-
schwemmungen und Dürren noch 
verschärft werden. So sind bei-
spielsweise in der DRK im Jahr 
2025 fast 28 Mio. Menschen von 
akuter Ernährungsunsicherheit be-
troffen, während mehr als zwei Drit-
tel der Bevölkerung des Südsudans 
unter schwerem Hunger litten. 
Öffentliche Dienstleistungen – Ge-
sundheit, Bildung und Infrastruktur 
– wurden in Konfliktgebieten zer-
stört oder ausgesetzt, sodass Milli-
onen von Menschen keinen Zugang 
zu Grundversorgung haben.

Geschlechtsspezifische Gewalt, 
einschließlich konfliktbedingter se-
xueller Gewalt, ist in allen von Kon-
flikten betroffenen Ländern weit 
verbreitet und betrifft Frauen und 
Mädchen unverhältnismäßig stark. 
Jugendliche, Kinder und marginali-
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sierte Gruppen sind einem erhöh-
ten Risiko ausgesetzt, von bewaff-
neten Gruppen rekrutiert zu wer-
den, Traumata zu erleiden und kei-
nen Zugang zu Bildung und Le-
bensgrundlagen zu haben.(2)

Die Rolle der Zivilgesellschaft 
und Strategien zur Friedens-

konsolidierung

Zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen und religiöse Akteur*innen ste-
hen an vorderster Front der Frie-
denskonsolidierung in der gesam-
ten Region, indem sie gewaltfreie 
Konflikttransformation fördern, sich 
für eine inklusive Regierungsfüh-
rung einsetzen und humanitäre Hil-
fe unterstützen. Im Sudan spielten 
zivilgesellschaftliche Bewegungen 
eine entscheidende Rolle bei den 
vergangenen Volksaufständen. Im 
Südsudan üben zivilgesellschaftli-
che Organisationen weiterhin Druck 
aus, damit Friedensabkommen um-
gesetzt werden, und bieten Gras-
wurzelinitiativen zur Friedenskon-
solidierung an. In der DRK haben 
Basisorganisationen einen wesent-
lichen Beitrag zur Bekämpfung ge-
schlechtsspezifischer Gewalt und 
zur Förderung des Dialogs zwi-
schen den von bewaffneten Grup-
pen betroffenen Gemeinschaften 
geleistet.

Trotz ihrer Beiträge stehen zivilge-
sellschaftliche Organisationen vor 
erheblichen Herausforderungen, 
darunter „shrinking spaces“, politi-
sche Unterdrückung, begrenzte Fi-
nanzmittel und mangelnder Zugang 
zu aktuellen Daten für evidenzba-
siertes Engagement. Regionale 
Netzwerke, die aus Initiativen wie 
dem Regional Civil Society Peace-
building Consultative Workshop 
hervorgehen, bieten Möglichkeiten, 
Maßnahmen zu koordinieren, Infor-
mationen auszutauschen und sich

gemeinsam für Frieden und Men-
schenrechte einzusetzen.(3)

Regionale Herausforderungen 
und Chancen

Der transnationale Charakter be-
waffneter Konflikte – wie die grenz-
überschreitende Bewegung von 
Flüchtlingen, die Verbreitung von 
Kleinwaffen und die Beteiligung von 
Nachbarstaaten – erfordert koordi-
nierte regionale Maßnahmen. Insti-
tutionen wie die Intergovernmental 
Authority on Development (IGAD), 
die Afrikanische Union (AU) und in-
ternationale Partner*innen können 
eine entscheidende Rolle bei der 
Unterstützung des politischen Dia-
logs, der Vermittlung in Konflikten 
und der Förderung einer wirtschaft-
lichen und klimaresistenten Ent-
wicklung spielen.

Es bestehen Chancen, die regiona-
le Zusammenarbeit bei der Bewälti-
gung gemeinsamer Konfliktursa-
chen zu stärken, insbesondere in 
den Bereichen Regierungsreform, 
Schutz der Zivilbevölkerung, 
Gleichberechtigung der Geschlech-
ter, Einbindung der Jugend und An-
passung an den Klimawandel. Ein 
stärkeres Engagement für einen in-
klusiven Dialog, die Einhaltung von 
Friedensabkommen und eine vor-
hersehbare langfristige Finanzie-
rung von Friedensinitiativen sind für 
Fortschritte unerlässlich.(4)

Strategische Empfehlungen

1. Förderung inklusiver politischer 
Lösungen durch die Förderung des 
Dialogs zwischen den Konfliktpar-
teien und die Gewährleistung einer 
sinnvollen Beteiligung der Zivilge-
sellschaft, insbesondere von Frau-
en und Jugendlichen.

2. Stärkung staatlicher Institutio-
nen, um Defizite in der Regierungs-

führung zu beheben, die Rechen-
schaftspflicht zu verbessern und die 
öffentliche Versorgung in Konflikt-
gebieten wieder aufzubauen.
3. Verbesserung des Schutzes der 
Zivilbevölkerung und Gewährleis-
tung der Rechenschaftspflicht bei 
Verstößen gegen das humanitäre 
Völkerrecht und die Menschenrech-
te.
4. Unterstützung der Wiederherstel-
lung der Lebensgrundlagen und der 
Ernährungssicherheit durch Investi-
tionen in klimaresistente Landwirt-
schaft und lokale Wirtschaftssyste-
me.
5. Stärkung zivilgesellschaftlicher 
Organisationen durch Ressourcen, 
Schulungen und Datensysteme für 
evidenzbasierte Interessenvertre-
tung und Friedensförderung.

6. Förderung der regionalen          
und grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit zur Bewältigung von 
Flüchtlingsströmen, zur Entwaff-
nung bewaffneter Gruppen und für 
gemeinsame Sicherheitsmaßnah-
men.
7. Bereitstellung nachhaltiger und 
planbarer Finanzmittel für langfristi-
ge Friedensförderung, Konfliktprä-
vention und Wiederaufbau nach 
Konflikten.(5)

Fazit

Die bewaffneten Konflikte in Ost-
afrika, der Region der Großen Seen 
und im südlichen Afrika haben mit-
einander verflochtene historische, 
politische und sozioökonomische 
Ursachen, die regionale Lösungen 
erfordern. Die anhaltende Gewalt 
hat unermessliches menschliches 
Leid verursacht, die Entwicklung 
untergraben und den Fortschritt in 
Richtung Frieden und Sicherheit 
behindert. Es gibt jedoch Möglich-
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(2) FAO and WFP. *Hunger Hotspots: Early Warnings for Acute Food Insecurity*. March 2025.
(3) John Paul Lederach. *Building Peace: Sustainable Reconciliation in Divided Societies*, 1997 
(4) UN Environment Programme (UNEP). *Climate, Peace, and Security in Africa*. 2023.
(5) siehe Fußnoten 3 & 4



keiten für einen Wandel durch ei-
nen inklusiven Dialog, gestärkte In-
stitutionen und koordinierte regio-
nale Maßnahmen.

Die Zivilgesellschaft spielt eine ent-
scheidende Rolle dabei, Gräben zu 
überbrücken, den Bürger*innen Ge-
hör zu verschaffen und gewaltfreie 
Ansätze zu fördern. Regionale und 
internationale Akteur*innen müssen 
ihre Bemühungen aufeinander ab-
stimmen, um lokal geführte Frie-
densinitiativen zu unterstützen, Zi-
vilist*innen zu schützen und Refor-
men der Regierungsführung voran-
zutreiben. Um einen nachhaltigen 
Frieden zu erreichen, müssen so-
wohl die unmittelbaren humanitären 
Bedürfnisse als auch die strukturel-
len Ursachen des Konflikts ange-
gangen werden, um so den Weg für 
Stabilität, Entwicklung und Resili-
enz in der gesamten Region zu eb-
nen.

Light Wilson Agwanda ist Mitar-
beiter bei der Organisation for 
Nonviolence and Development, 
dem Versöhnungsbund-Zweig im 
Südsudan. Außerdem vertritt er 
die afrikanischen Zweige im Regi-
onal Consultative Committee des 
International Fellowship of Re-
conciliation

Übersetzung Lucia Hämmerle mit Un-
terstützung von deepl.com
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Die Demokratische Republik 
Kongo ist ein Land im Her-
zen Afrikas, reich an natürli-

chen Ressourcen, aber tragischer-
weise bekannt für seine wiederkeh-
renden Krisen. Seit mehr als drei-
ßig Jahren zeichnen bewaffnete 
Gewalt, wirtschaftliche Ausbeutung 
und internationale Vergessenheit 
ein dramatisches Bild, in dem 
menschliches Leid banalisiert zu 
sein scheint. Während die kongole-
sischen Mineralien die weltweite 
Digital-, Energie- und Verteidi-
gungsindustrie versorgen, leben 
die Kongoles*innen selbst in allum-
fassender und unbeschreiblicher 
Armut und sterben wegen der 
Gleichgültigkeit. Dieses Paradoxon 
steht im Mittelpunkt dieses Artikels, 
der anprangern, aufrütteln und zu 
kollektivem und dringendem Han-
deln aufrufen will. 

Das Schweigen über einen 
langsamen Völkermord: 

ein verlassenes Volk

Der Mapping-(Kartografie)-Bericht 
der Vereinten Nationen (2010) 
identifiziert 617 schwerwiegende 
Menschenrechtsverletzungen, die 
zwischen 1993 und 2003 begangen 
wurden und von denen einige als 
Kriegsverbrechen, Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit oder Völ-

kermord eingestuft werden könn-
ten. Dennoch bleibt dieses Doku-
ment ohne konkrete rechtliche Fol-
gen. Kein internationales Gericht 
hat auf der Grundlage seiner 
Schlussfolgerungen Verfahren ein-
geleitet. Dieses Schweigen ist ein 
Schlag ins Gesicht für Millionen von 
Opfern, denen Wahrheit, Gerech-
tigkeit oder Wiedergutmachung nie 
zuteil wurden. Deshalb ist die De-
mokratische Republik Kongo, wie 
Jean-Claude Katende so treffend 
sagte, vielleicht das einzige Land 
der Welt, in dem der Wert des Bo-
denschatzes den Wert des 
menschlichen Lebens übersteigt 
(ASADHO).

Die DR Kongo: Epizentrum 
eines regionalen Konflikts 

Die DR Kongo ist reich an soge-
nannten „strategischen“ Mineralien.  
Ein großer Teil des Verteidigungs- 
und Sicherheitssystems des Wes-
tens und sogar des Ostens basiert 
heute auf Coltan. Dieses Mineral ist 
auch für die Herstellung all jener 
Massenprodukte wie Mobiltelefone, 
Laptops, Videokonsolen, Digitalka-
meras usw. notwendig, die den in 
diesem Bereich tätigen multinatio-
nalen Unternehmen Gewinne in 
Höhe von Hunderten von Milliarden 
Dollar einbringen. Der Wettbewerb 

Die Demokratische Republik 
Kongo: eine vergessene 
Krise, eine ignorierte 
Menschheit
Von Christophe Mutaka
Seit mehr als drei Jahrzehnten ist die Demokratische Republik Kongo 
in einer komplexen Krise versunken, wobei bewaffnete Gewalt, wirt-
schaftliche Ausbeutung, politische Instabilität und Vernachlässigung 
durch die internationalen Gemeinschaft miteinander verstrickt sind. 
Dieser Artikel beleuchtet die strukturellen Ursachen des Chaos, die an-
haltende Straflosigkeit und die Widerstandsfähigkeit der Bevölkerung 
und plädiert für eine globale Mobilisierung, die den Menschen in den 
Mittelpunkt stellt.



um Mineralien verschärft Konflikte, 
Armut und Korruption. Es gibt im-
mer mehr bewaffnete Gruppen! 
Laut dem UN Office for the Coordi-
nation of Humanitarian Affairs 
(OCHA 2023) sind im Osten des 
Landes mehr als 120 Rebellengrup-
pen sowie nationale und ausländi-
sche Milizen aktiv. Diese Gruppen, 
die manchmal von ausländischen 
Mächten unterstützt werden, nut-
zen die Bodenschätze, um ihre 
Operationen zu finanzieren. Ange-
sichts dieser Realität ist die DR 
Kongo heute das Epizentrum eines 
regionalen Konflikts, der als Bürger-
krieg getarnt ist und um die Kontrol-
le über die natürlichen Ressourcen 
geführt wird (International Crisis 
Group, 2022). Um zu verhindern, 
dass dieser Konflikt die gesamte 
Region in Brand setzt, muss man 
sich dringend für den Frieden ein-
setzen. Es ist Zeit, sich um die 
Wunden zu kümmern! „Wenn wir 
die Wunden der gebrochenen Her-
zen nicht heilen, können wir nicht 
hoffen, eine gerechte und nachhal-
tige Gesellschaft zu gestalten, in 
der jeder seinen Platz an der Sonne 
hat, denn die Opfer von gestern 
werden allzu leicht zu den Henkern 
von morgen.“

Eine vernachlässigte humanitäre 
Krise: die Vergessenen der Welt

Im Jahr 2024 schätzt OCHA die 
Zahl der Kongoles*innen, die hu-
manitäre Hilfe benötigen, auf 27 
Millionen. Mit mehr als 6,9 Millionen 
Binnenvertriebenen verzeichnet die 
DR Kongo eine der schlimmsten 
Vertreibungskrisen der Welt. Das 
Paradoxe daran ist, dass die huma-
nitären Pläne der UNO für die DR 
Kongo jedes Jahr zu weniger als   

50 % finanziert werden. Die dringli-
che Notlage wird in den internatio-
nalen Medien „unsichtbar gemacht” 
und an den Rand der globalen geo-
strategischen und geopolitischen 
Prioritäten gedrängt. Wenn das 
menschliche Leben in anderen Län-
dern der Welt, insbesondere in den 
Vereinigten Staaten, Frankreich, 
Mali, Israel, Palästina, der Ukraine, 
dem Südsudan usw. heilig ist, dann 
ist es auch in der Demokratischen 
Republik Kongo heilig. 

Widerstandsfähigkeit und Hoff-
nung: Frieden von unten

Angesichts dieser Tragödie ver-
dient die Resilienz des kongolesi-
schen Volkes Bewunderung. Über-
all mobilisieren sich die Bürger*in-
nen. Gemeinschaftsorganisationen 
wie die Groupe Martin Luther King, 
das Bureau d’Études pour la Paix et 
la Protection de l’Environnement/
BEPE (Forschungsbüro für Frieden 
und Umweltschutz) in Goma führen 
Sensibilisierungskampagnen für 
aktive Gewaltfreiheit, Zusammenle-
ben, friedliche Koexistenz zwischen 
den Gemeinschaften, Heilung trau-
matischer Erinnerungen, Mediation 
auf kommunaler Ebene, humanitä-
re Hilfe für Rückkehrer*innen und 
Binnenvertriebene, insbesondere 
für schutzbedürftige und notleiden-
de Kinder, durch. Bei einem sol-
chen Engagement geht es nicht nur 
darum, Häuser wieder aufzubauen, 
sondern auch Herzen, die durch 
den Krieg zerbrochen sind. Wir tra-
gen zum Aufbau des Friedens bei!

Eine ignorierte internationale 
Verantwortung

Die internationale Gemeinschaft 
muss aus ihrer Lethargie erwachen. 

Die DR Kongo darf nicht länger das 
große Stiefkind der globalen Debat-
ten bleiben. Es ist Zeit zu handeln:

▷ Internationale Justizmechanis-
men für ungestrafte Verbrechen 
einrichten;
▷ Lokale Organisationen unterstüt-
zen;
▷ Die globale Lieferkette für Res-
sourcen aus Konfliktgebieten regu-
lieren;
▷ Afrikanische Lösungen für afrika-
nische Probleme fördern. Niemand 
wird anstelle der Kongoles*innen 
den Kongo aufbauen, sagte Profes-
sor Kä Mana oft.

Fazit 

Das kongolesische Volk will leben, 
nicht nur überleben. Es sehnt sich 
nach Frieden, Gerechtigkeit und ei-
ner Zukunft. Die Welt kann nicht 
länger gleichgültig bleiben. Es gilt, 
die Logik des Vergessens zu been-
den, das Leid anzuerkennen, die 
Lebenskräfte zu unterstützen und 
dem Kongo den Platz zurückzuge-
ben, den er verdient: den eines frei-
en, würdigen und souveränen Lan-
des. Der Kongo wird leben. Nicht 
weil andere es wollen, sondern weil 
seine Töchter und Söhne beschlos-
sen haben, ihn wieder aufzurichten. 
Und das beginnt jetzt.

Christophe Mutaka ist Direktor 
der Martin-Luther-King-Gruppe 
in Goma (Nord-Kivu) in der 
Demokratischen Republik Kongo

Übersetzung Annamaria Bokor mit Un-
terstützung von deepl.com
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La Victoria, zwei Tage vor Syl-
vester, kurz nach acht: ein ty-
pischer Hochsommerabend in 

einem chilenischen Armenviertel 
mit vielen Menschen draußen auf 
der Straße. Weil er zu einem neuen 
Song für sein social media-Portal 
einen Videoclip produzieren wollte, 
kam einem jungen Musiker die 
Idee, drei Mädchen auf der Straße 
anzusprechen und sie einzuladen, 
spontan an Ort und Stelle zu seiner 
Musik zu tanzen. Viele Passanten 
blieben stehen und schauten zu. 
Niemand achtete auf den Pickup, 
der auf die Gruppe zufuhr. Plötzlich 
- ohne jegliche Warnung - began-
nen die Männer aus dem Fahrzeug 
heraus mit Schnellfeuerwaffen auf 
zwei kolumbianische Jugendliche 
zu schießen. Die Beiden waren so-
fort tot. Acht Personen wurden 
durch die Schüsse verletzt, darun-
ter Mayra Castillo (13), eines der 
drei tanzenden Mädchen. Alle Ver-
suche, ihr Leben zu retten, blieben 
vergeblich. Noch in der Nacht erlag 
sie im benachbarten Hospital Bar-
ros Luco ihren Verletzungen.

Nicht nur für ihre Familie, sondern 
auch für die Kinder und Jugendli-
chen aus dem Zentrum „Nuestra 
Señora de la Victoria“, für das Mit-
arbeiterinnen-Team und für die ge-
samte Nachbarschaft war der Tod 
von Mayra ein Schock, der bis heu-
te nachwirkt. Die sensible, immer 
vor kreativer Energie sprühende 
13jährige verbrachte seit ihren Kin-
dergartenjahren jede freie Minute in 
dem Kindernothilfe Österreich-Part-
ner-Projekt mitten in dem ge-
schichtsträchtigen Viertel in der 
Kommune Pedro Aguirre Cerda im 

Südwesten der chilenischen Haupt-
stadt Santiago. Valentina Campos, 
Direktorin des Kinder- und Jugend-
zentrums, und ihre Kollegin Rosani 
Lagos, Verantwortliche für die 
Stadtteilarbeit des Projektes, wuss-
ten sofort, als sie an dieser Nacht 
des 29. Dezember von dem Blut-
bad - wenige hundert Meter vom 
„Centro Comunitario Nuestra Seño-
ra La Victoria“ entfernt - erfuhren, 
was jetzt auf dem Spiel stand. Zu-
nächst begleiteten sie Mayras Fa-
milie während der bangen Stunden 
im Hospital, anschließend in die 
Gerichtsmedizin und dann bei der 
Beisetzung ihrer Tochter. Hunderte 
reihte sich in den Trauerzug hinter 
dem Sarg von Mayra ein und ließen 
so diese Beerdigung zu einem Auf-
bäumen und Protest der Menschen 
aus La Victoria gegen die Gewalt in 
ihrem Viertel und die immer brutaler 
ausgetragenen Revierkämpfe rivali-
sierender Drogengangs werden.

Mayras Eltern hatten inständig dar-
um gebeten, dass es am offenen 
Grab ihres Kindes trotz der aufge-
heizten Stimmung zu keinen Aus-
schreitungen kommt. Denn bereits 
unmittelbar nach den tödlichen 
Schüssen griffen Carabineros, Chi-
les uniformierte Polizei, mit Tränen-
gas und Wasserwerfern aufge-
brachte Nachbarn an, die spontan 
gegen die fehlende Sicherheit im 
Viertel protestierten und den Poli-
zisten vorwarfen, vor den schwer 
bewaffneten Narko-Kriminellen ka-
pituliert zu haben - oder noch fataler 
- gemeinsame Sache mit ihnen zu 
machen. Deshalb geriet die Beiset-
zung der 13jährigen denn auch zu 
einem Hochrisikoevent mit der Prä-

senz von Polizei-Spezialeinheiten, 
was jedoch eine Gruppe junger 
Männer aus einer der La Victoria-
Gangs nicht daran hinderte, mit viel 
Macho-Gehabe ostentativ Präsenz 
zu zeigen. 

Mit wachsender Beklemmung be-
obachten Valentina Campos und 
Rosani Lagos seit langem den 
schleichenden Transformationspro-
zess der - seit 1957 und ihrer Grün-
dung nach einer Landbesetzung 
durch wohnungssuchende Familien 
- für ihre Selbstorganisation und 
Nachbarschafts-Solidarität, aber 
auch ihren mutigen Widerstand ge-
gen das Pinochet-Regime, über 
Chile hinaus bekannten Población 
La Victoria. In einem Gespräch mit 
Robert Fenz, dem Vorstandsvorsit-
zenden von Kindernothilfe Öster-
reich, der La Victoria 2022 besuch-
te, formulierte es Valentina Campos 
so: „Es ist, als ob wir ungebremst in 
einer Achterbahn sitzen würden, in 
der die Kurven immer enger und die 
Abstürze immer steiler werden.“ 

Dieses Gefühl des Verlusts von Si-
cherheit und der Ohnmacht ange-
sichts der schleichenden Übernah-
me der Kontrolle über die vertraute 
Nachbarschaft durch kriminelle 
Gangs, die durch den Drogenver-
kauf und andere schwere Straftaten 
über sehr viel Geld verfügen, ist 
auch für viele andere - in chileni-
schen Armenvierteln engagierte - 
zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen und Initiativen zu einer der 
größten Herausforderung für ihre 
Arbeit geworden. Die Ursachen für 
die massive Zunahme von Gewalt, 
denen sich Kinder und Jugendliche, 
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Einen Zauberstab gibt es nicht – aber ganz 
viel Zivilcourage und Kreativität
Wie Organisationen aus der Zivilgesellschaft in Chile der 
Gewalt in Armenvierteln Paroli bieten 
Von Jürgen Schübelin



ihre Familien, aber auch die Teams 
in den Projekten ausgesetzt sehen, 
sind hochkomplex und vielschich-
tig: „Eine verhängnisvolle Rolle 
spielte ganz sicher die Corona-Pan-
demie mit dem monatelangen Ein-
geschlossen-Sein,“ ist José Hora-
cio Wood, Direktor der ökumeni-
schen Stiftung ANIDE, überzeugt: 
„Kinder und Jugendliche hatten fast 
zwei Jahre lang keine Möglichkeit, 
mit Gleichaltrigen außerhalb ihrer 
Familien zusammen zu sein. Sie er-
lebten den ständigen, massiven 
Stress zuhause und in ihrer Nach-
barschaft – aber auch den brutalen 
Kampf um das tägliche Über-die-
Runden-Kommen.“ COVID führte 
dazu, dass Nachbarn öffentliche 
Räume nicht mehr gemeinsam 
nutzten. Dafür übernahmen Gangs 
fast überall in den dichtbesiedelten 
Armenvierteln der großen Städte 
des südamerikanischen Landes die 
Kontrolle über Straßen und Plätze. 

Außerdem stieg während der Pan-
demie der Konsum von Drogen be-
sorgniserregend an, mit immer 
dichteren Kuriernetzwerken und 
ausgefeilteren Techniken der Haus-
zu-Haus-Belieferung nach online-
Bestellung – im Stil eines Pizza-
Service. „Und natürlich wird um die-
se Märkte und das viele Geld, das 
hier verdient wird, mit allen Mitteln 
gekämpft“, so José Horacio Wood: 
„Dass sich inzwischen in Chile in-
ternationale kriminelle Kartelle wie 
das berüchtigte ‚Tren de Aragua‘-
Syndikat aus Venezuela festgesetzt 
haben und mit lokalen Gangs teils 
konkurrieren, teils kooperieren, hat 
eindeutig zu einer Brutalisierung 
dieser Kämpfe um Territorien, 
Märkte und Macht beigetragen - 
und zu einer immer massiveren Be-
waffnung dieser Banden.“ Die Liqui-
dierung der beiden Jugendlichen 
aus Kolumbien, die auch Mayra das 
Leben kostete, war Teil eines sol-
chen Machtkampfes. 

Claudia Vera, die ANIDE-Pro-
gramm- und Projektkoordinatorin, 
schlägt den Bogen zwischen der 
Normalisierung der Gewalt auf der 

Straße, dem, was Kinder an Gewalt 
in den eigenen vier Wänden erle-
ben und den sich häufenden Episo-
den von Gewalt durch Eltern gegen 
Mitarbeitende in Krankenhäusern, 
Gesundheitsposten, Lehrerinnen 
und Lehrer – und auch Erzieherin-
nen in Projekten: „Kinder werden 
unmittelbar Zeugen, wie schnell Er-
wachsene selbst bei kleinsten Pro-
blemen die Kontrolle verlieren und 
Diskussionen in physischen An-
griffen enden.“ Deshalb ist es für sie 
auch nicht überraschend, dass im-
mer mehr Lehrerinnen und Lehrer 
berichten, von Schülern körperlich 
angegriffen zu werden.

„Einen Zauberstab, um dieser Ge-
walt in all ihren unterschiedlichen 
Facetten zu begegnen,“ sagt José 
Horacio Wood, „gibt es nicht.“ Aber 
es ist ihm ganz wichtig, das Pro-
blem in seiner ganzen Dimension 
zu sehen: „Wie immer hängt alles 
mit allem zusammen: Der ‚Erfolg‘ 
der bewaffneten Gangs in den Vier-
teln, ihre ‚Attraktivität‘ als Teil einer 
Macho-Kultur mit der Verheißung 
von Macht und schnellem Geld, ist 
auch das Ergebnis eines extreme 
Ungleichheit vertiefenden Wirt-
schaftssystems, das jungen Men-
schen aus Armenvierteln die Chan-
ce auf gute Bildung und ein ordent-
liches Auskommen verweigert.“ 
Und, fügt er hinzu, eines Staates, 
dessen politisch Verantwortliche nie 
verstanden haben, dass sein 
Schutzversprechen für alle gelten 
muss, nicht nur für die Reichsten 
und Privilegiertesten. 

Letztlich, so die Analyse von José 
Horacio Wood und Claudia Vera, ist 
es das von einer Verfassung voller 
autoritärer Elemente geschützte hy-
perkapitalistische Wirtschafts- und 
Gesellschaftsmodell, das in Chile 
der Gewalteskalation – etwa durch 
bis an die Zähne bewaffnete Dro-
gengangs - Vorschub leistet. „Diese 
Narko-Kultur, die wir in den Armen-
vierteln der chilenischen Städte 
beobachten, fügt sich“, sagt José 
Horacio Wood, “perfekt in die Ver-
heißungen der Konsumwelt, die 

uns unablässig propagiert werden, 
ein.“ Ablesen lässt sich das seiner 
Meinung nach etwa am Einkaufs-
verhalten der jungen Gang-Mitglie-
der: „Zum Shoppen geht es grund-
sätzlich in die teuersten Malls der 
Stadt,“ schildert Wood eigene Be-
obachtungen, „und eingekauft wer-
den dann die hochpreisigsten Mar-
ken-Turnschuhe, Uhren und Desi-
gner-Klamotten, immer in bar be-
zahlt - mit großen Scheinen.“ 

Und noch ein Statussymbol ist zum 
festen Bestandteil dieser Gang-Kul-
tur geworden: Aufwändige Schön-
heitsoperationen, Brustvergröße-
rungen, Lippen-Aufspritzen für die 
Freundinnen der harten Jungs: „En-
chulando a las pololas“ – Freundin-
nen-Aufhübschen, nennt sich das 
im Szene-Social Media-Sprech. 
“Wirklich fatal ist“, fügt Claudia Vera 
hinzu, „dass es den Narko-Gangs 
gelingt, sich mit ihrem ganzen se-
xistischen Macho-Gehabe als coole 
Rebellen, als Systemsprenger zu 
gerieren – und damit eine unheimli-
che Attraktivität auf Jugendliche 
auszuüben.“ Besonders anfällig, in 
die Fänge einer der Gangs zu gera-
ten, so beobachtet es das Projekt-
team des „Nuestra Señora de la 
Victoria“-Zentrums, sind männliche 
Jugendliche mit einem niedrigen 
Selbstwertgefühl, die für sich weder 
eine schulische noch eine berufli-
che Perspektive sehen: „Wenn 
dann bereits 14jährige am helllich-
ten Tag offen auf der Straße mit 
ihren Waffen herumfuchteln“, sagt 
Valentina Campos, „ist das wie ein 
Adrenalin-Kick, Macht, andere 
Menschen einzuschüchtern.“ Dazu 
passt ein makabrer Todeskult: Im-
mer wieder bekommen sie und ihre 
Kolleginnen von den Jugendlichen 
zu hören: „Wenn ich erschossen 
werde, ist es dann eben so, aber 
vorher will ich noch richtig einen 
draufmachen und gut leben!“ 

Wie verwirrend und gebrochen die 
Trennlinien zwischen den Lagern in 
der Población La Victoria mittler-
weile verlaufen, illustriert eine gro-
teske Episode aus dem vergange-
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nen Jahr, als aufgebrachte Nach-
barn den örtlichen Posten der Cara-
bineros stundenlang belagerten, 
um gegen die Untätigkeit der Poli-
zei gegenüber den Narko-Gangs im 
Viertel zu protestieren – und es 
dann ausgerechnet schwerbe-
waffnete Bandenmitglieder waren, 
die die Demonstrantinnen und De-
monstranten vertrieben, um einen 
Einsatz von zu Hilfe gerufenen „Fu-
erzas Especiales“ der uniformierten 
Polizei zu verhindern. 
Vor allem christliche Organisatio-
nen, die sich in der Tradition der 
chilenischen Basisgemeinden-Be-
wegung sehen, haben in den zu-
rückliegenden Jahren angesichts 
dieser Entwicklung gemeinsam mit 
zivilgesellschaftlichen Bündnissen 
und Initiativen ganz unterschiedli-
che Ansätze und Strategien entwi-
ckelt, um die Kinder und Jugendli-
chen in den Projekten bestmöglich 
zu schützen und sie dabei zu för-
dern, selbst Akteur*innen gegen die 
Gewalt um sie herum zu sein. In La 
Victoria standen Valentina Campos, 
Rosani Lagos und ihr Team zu alle-
rerst vor der extrem schwierigen 
Aufgabe, mit den Kindern im Pro-
jekt den Tod ihrer erschossenen 
Freundin Mayra zu verarbeiten. 
Claudia Vera und José Horacio 
Wood von der Stiftung ANIDE sorg-
ten - mit finanzieller Unterstützung 
durch Kindernothilfe Österreich - 
dafür, dabei auch professionellen 
therapeutischen Beistand zu erhal-
ten: „Conversatorios“ – frei über-
setzt: Nachdenk- und Gesprächs-
runden – nennt das La Victoria-
Team die neu geschaffenen Forma-
te, um altersgerecht mit den Kin-
dern und Jugendlichen über Trauer 
und Verlust zu sprechen, aber auch 
die gewaltfreie Lösung von Konflik-
ten einzuüben. Wie lassen sich Be-
ziehungen untereinander verbes-
sern, wie ist es möglich, zu streiten, 
ohne sich zu verletzen? Wie gehen 
wir mit Wut, wie mit Angst um? Und 
ganz wichtig: Wie können wir uns 
gegenseitig schützen, auf Gefah-
rensituationen aufmerksam ma-
chen?

„Ganz entscheidend“, sagt Claudia 
Vera, „war in dieser Phase aber 
auch, mutig und lautstark einzufor-
dern, dass Kinder ein Recht haben, 
sicher und ohne Bedrohung auf den 
Straßen und Plätze in ihrem Viertel 
spielen zu können, dort Musik zu 
machen, sich zu treffen, Spaß zu 
haben.“ Mit einer Gruppe von Müt-
tern organisiert das La Victoria-
Zentrum jeden Freitag Spiel-, 
Sport- und Kulturprogramme für 
Hunderte Kinder und Jugendliche 
im André-Jarlan-Park, der einzigen 
Grünfläche des Armenviertels. Un-
terstützt werden sie dabei auch 
vom Radio Comunitario La Victoria, 
einem der historischen chilenischen 
Bürgerradios. „Und natürlich geht 
es mehr denn je darum“, erklärt 
José Horacio Wood, „alles Men-
schenmögliche zu unternehmen, 
um die Kinder und Jugendlichen zu 
motivieren, täglich zur Schule zu 
gehen, den Unterrichtsbesuch nicht 
abzubrechen. Noch nie war eine 
nachhaltige Bildungsperspektive für 
diese Kinder so wichtig wie heute!“

Im Projekt „Belén El Cobre“, im 
Südosten von Santiago, rund zehn 
Kilometer von La Victoria entfernt, 
wo vor drei Jahren ebenfalls drei 
Jugendliche, die in dem gleichnami-
gen Zentrum groß geworden sind, 
auf offener Straße bei einem Kon-
flikt mit Drogendealern erschossen 
wurden, nennt das Team diese Wie-
deraneignung von öffentlichen Räu-
men: „Friedensorte schaffen!“ Die 
gesamte Nachbarschaft wird einge-
laden, während die Kinder aus dem 
Projekt einem Platz mitten im Ar-
menviertel verschönern, Wandbil-
der malen, Ornamente mit bunten 
Steinen gestalten, Blumen pflan-
zen. Was auf den ersten Blick wie 
eine harmlose, sympathische Initia-
tive wirkt, ist in Wirklichkeit ein kre-
ativer Akt von Zivilcourage, weil er, 
sagt Claudia Vera, „zeigt, dass das 
Projekt-Team, die Jugendlichen 
und ihre Familien nicht bereit sind, 
sich den Regeln der Gangs und der 
Mechanik der von ihnen losgetrete-
nen Gewaltspirale zu unterwerfen!“ 

Und im Projekt „Niñas y Niños sin 
Fronteras“ im Norden von Santiago 
– einer 2002 gegründeten ökumeni-
schen Organisation zur Verteidi-
gung der Rechte von Kindern aus 
Flüchtlings- und Migrant*innen-Fa-
milien - haben sich Mütter zusam-
mengeschlossen, um „Cuidadoras 
Colectivas“ zu sein – Frauen, die 
gemeinsam ein Auge auf die Si-
cherheit ihrer Kinder haben. Sie be-
gleiten Mädchen und Jungen, wenn 
sie spät noch auf den Straßen des 
Stadtteils Independencia unter-
wegs sein müssen, reden mit Kin-
dern und ihren Eltern über mögliche 
Gefahrensituationen, trainieren un-
tereinander den Umgang mit Risi-
ko-Begegnungen und informieren 
das Colectivo-Projektteam und sich 
gegenseitig über die Präsenz und 
Aktivitäten von Personen und Grup-
pen, die ihnen verdächtig vorkom-
men.     

Aber auch das Sich-Erinnern – und 
angemessene Orte und Formen da-
für – sind wichtig: So entschied das 
Projektteam des „Nuestra Señora 
de la Victoria“-Zentrums gemein-
sam mit den Jugendlichen und den 
Eltern, in La Victoria ein Zeichen für 
mehr Chancen- und Bildungsge-
rechtigkeit zu setzen und ein Matu-
ra- und Hochschul-Vorbereitungs-
programm mit und für junge Leute 
aus dem Viertel aufzubauen. Der 
Name ist Programm: „Pre-Universi-
tario Mayra Castillo“.

Jürgen Schübelin ist Sozialwis-
senschaftler und war u.a. für den 
Internationalen Christlichen Frie-
densdienst EIRENE sowie für Brot 
für die Welt 13 Jahre in La-
teinamerika tätig. 1999 über-
nahm er die Leitung des Referats 
Lateinamerika und Karibik bei der 
Kindernothilfe in Duisburg und 
engagiert sich nun auch im Ruhe-
stand für Kinder- und Menschen-
rechtsthemen.
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